
Reiserichtlinie der Firma <Name>
1. Allgemeines und Definitionen

1.1 Grundsätzliche Bestimmungen

Diese Reiserichtlinien gelten ab <Datum> für Dienstreisen im In- und Ausland.

Diese Reiserichtlinie regelt die Planung, Vorbereitung, Genehmigung, Durchführung und Abrechnung von Dienstreisen. Sie gilt orientiert sich an den jeweils geltenden steuerrechtlichen Vorschriften.

Dienstreisen dienen der Erreichung eines bestimmten Geschäftszweckes im Sinne des Unternehmens. Mitarbeiter und Kostenverantwortliche sind verpflichtet, die Vorgaben dieser Richtlinie nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sowie unter Beachtung des Umweltschutzes und ergänzender Regelungen des Travel Managements umzusetzen. Dazu gehört auch die Prüfung der Notwendigkeit einer Dienstreise oder möglicher Alternativen (z.B. Telefon- oder Videokonferenzen, NetMeeting) sowie sämtlicher Möglichkeiten zur Kosteneinsparung (z.B. Sparpreise, Mitfahrer- und Gruppentarife, BahnCards, Jobtickets). Bei der Organisation der Dienstreise, bei der Auswahl und Beschaffung der Reisemittel einschließlich Unterkunft und Visa sind grundsätzlich das vom Travel Management bereitgestellte Online-Portal zur Kosteneinsparung und Prozessoptimierung einzusetzen. Liegt eine gesetzlich anerkannte Schwerbehinderung vor, wird diese bei der Reiseplanung berücksichtigt. Änderungen werden in Zukunft vorwiegend über dieses System bekannt gegeben. Die Reiseanweisungen für Mitarbeiter des Außendienstes sind in dieser Organisationsanweisung mit enthalten. Die nachfolgenden Regelungen stehen unter dem Vorbehalt des Widerrufs durch die Geschäftsleitung.

1.2 Planung der Dienstreise

Dienstreisen verursachen Sach- und Personalkosten. Deshalb ist eine vorherige sorgfältige Prüfung der Notwendigkeit und der Gestaltung der Dienstreise geboten. Dienstreisen mit Reisen privaten Charakters zu verbinden, bzw. Dienstreisen aus diesem Anlass zu verlängern, ist nicht gestattet. Werden Dienstreisen dennoch mit Privatreisen verbunden, erlischt der Versicherungsschutz durch die Firma. Eventuelle steuerliche Nachteile für das Unternehmen gehen zu Lasten des Mitarbeiters.

2. Begriffsdefinitionen

2.1 Dienstreise

Eine Dienstreise ist ein Ortswechsel einschließlich der Hin- und Rückfahrt aus Anlass einer vorübergehenden Auswärtstätigkeit. Vorstellungsreisen von Mitarbeitern innerhalb des Konzerns sind Dienstreisen. Die Dienstreise beginnt und endet entsprechend dem genehmigten Reiseverlauf an der regelmäßigen Arbeitsstätte oder an der Wohnung des Mitarbeiters.

2.2 Auswärtstätigkeit

Eine Auswärtstätigkeit liegt vor, wenn der Mitarbeiter außerhalb seiner Wohnung und seiner regelmäßigen Arbeitsstätte beruflich tätig wird. Sie ist vorübergehend, wenn der Mitarbeiter voraussichtlich an die regelmäßige Arbeitsstätte zurückkehren und dort seine berufliche Tätigkeit fortsetzen wird. Sie ist nicht vorübergehend, wenn die auswärtige Tätigkeitsstätte vom ersten Tag an regelmäßige Arbeitsstätte geworden ist, z. B. bei einer Versetzung. Bei einer längerfristigen vorübergehenden Auswärtstätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte ist nur für die ersten drei Monate eine Dienstreise anzuerkennen; danach ist die auswärtige Tätigkeitsstätte als neue oder als eine weitere regelmäßige Arbeitsstätte im Sinne des Lohnsteuerrechts anzusehen. Urlaub oder Krankheit des Mitarbeiters unterbrechen den Dreimonatszeitraum nicht. Dagegen führen z. B. der vorübergehende Einsatz an einer weiteren auswärtigen Tätigkeitsstätte oder die zeitweilige Rückkehr zur regelmäßigen Arbeitsstätte dann zu einem Neubeginn des Dreimonatszeitraums, wenn die Unterbrechung mindestens vier Wochen gedauert hat.

2.3 Regelmäßige Arbeitsstätte

Eine regelmäßige Arbeitsstätte ist ortsgebundener Mittelpunkt der dauerhaft angelegten beruflichen Tätigkeit des Mitarbeiters. Der Mitarbeiter muss an einem solchen Mittelpunkt wenigstens einen Teil der ihm insgesamt übertragenen Arbeiten verrichten. Der Mitarbeiter kann mehrere regelmäßige Arbeitsstätten haben, wenn er regelmäßig in der Woche mindestens 20 v.H. seiner vertraglichen Arbeitszeit oder durchschnittlich im Kalenderjahr an einem vollen Arbeitstag je Arbeitswoche dort tätig ist. Eine Fahrt zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte ist nicht Teil einer Dienstreise.

2.4 Begleitende Regelungen

Keine Dienstreisen im Sinne dieser Richtlinie sind Fälle von

· Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte (z.B. im Herbeiruf oder in der Rufbereitschaft),

· Events und Incentive-Reisen,

· doppelter Haushaltsführung.

Einzelheiten hierzu sowie zu

· Versicherungsfällen bei Erkrankungen, Unfällen, Kaskoschäden und Schäden am Reisegepäck,

· Bewirtungsauslagen und

· Fahrtenbuchführung

finden sich in den vom Unternehmen jeweils herausgegebenen Regelungen.

3. Regelungen

3.1 Genehmigung

Die Genehmigung von Dienstreisen erfolgt durch den jeweiligen Vorgesetzten unter Berücksichtigung der für externe Leistungen festgelegten Wertgrenzen (Kompetenzregelung, Übersicht). Genehmigung und Abrechnung der Reisekosten erfolgen auf dem Vordruck „Reisekostenabrechnung“. Reisekostenvorschüsse oder Spesenvorschüsse für Vielreisende können nach Absprache mit der Reisestelle genehmigt werden.

3.2 Auswahl der Verkehrsmittel und Übernachtungsmöglichkeiten

Der Mitarbeiter nutzt bei der Auswahl der günstigsten Verkehrsverbindungen und angemessenen Übernachtungsmöglichkeiten seinen Zugang zum Online-Portal. Bei der Auswahl der Verkehrsmittel steht neben der Einschränkung möglicher Unfallrisiken deren wirtschaftlicher Einsatz im Vordergrund. Für die Fahrt zum Bahnhof oder Flughafen muss die Benutzung des privaten Pkws nicht gesondert genehmigt werden.

Alle Reisemittel und Übernachtungen sind ausschließlich über das Online-Portal zu buchen.

3.3 Verbindung der Dienst- mit einer Privatreise

Die Verbindung von Dienst- und Privatreisen ist grundsätzlich nicht gestattet. Der Arbeitgeber darf Reisekosten nur dann steuerfrei erstatten, wenn diese so gut wie ausschließlich durch die berufliche Tätigkeit des Mitarbeiters veranlasst sind. Erledigt der Mitarbeiter im Zusammenhang mit seiner beruflichen Tätigkeit auch in einem mehr als geringfügigen Umfang private Angelegenheiten, verbringt der Mitarbeiter beispielsweise weitere private Reisetage am Ort/im Land der beruflichen Tätigkeit, so sind die beruflich veranlassten von den privat veranlassten Aufwendungen zu trennen. Ist eine Trennung – auch durch Schätzung – nicht einwandfrei möglich wie beispielsweise bei den Fahrtkosten zur Hin- und Rückreise, so sind die gesamten Aufwendungen für den Mitarbeiter lohnsteuerpflichtig.

Einschränkung der Kostenerstattung bei Nichtbeachtung der Vorgaben

Werden Vorgaben dieser Reiserichtlinie nicht beachtet, besteht für die davon betroffenen Aufwendungen kein Anspruch auf Kostenerstattung. Leistungen, die auf Kosten des Unternehmens entgegen der Vorgaben ohne Genehmigung des Kostenverantwortlichen in Anspruch genommen werden, können von der Reisekostenerstattung abgezogen werden.

3.4 Genehmigung der Dienstreise

Dienstreisen müssen vor ihrem Antritt unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Kosten genehmigt werden. Die Genehmigung kann als Einzel- oder Dauerreisegenehmigung erteilt werden. Sie sollte ggf. unter zeitlichen, örtlichen, sach- oder projektbezogenen Einschränkungen erteilt werden. Wer zur Genehmigung berechtigt ist, für welchen Personenkreis und in welchem Umfang Reisen im Inland und Ausland als genehmigt gelten, regeln die Geschäftsordnungen der jeweiligen Organisationseinheit oder besondere Anweisungen unter Beachtung schlanker Prozesse. In Ausnahmefällen kann die Genehmigung nachträglich erteilt werden, ist dann aber unmittelbar nach Beendigung der Reise einzuholen. Abweichungen von der Reisegenehmigung sind vom Kostenstellenverantwortlichen nachgenehmigen zu lassen, wenn hierdurch höhere Kosten entstanden sind.

3.5 Besonderheiten bei internationalen Reisen  (Auslandsdienstreisen)

Auslandsdienstreisen sind Dienstreisen zwischen dem Inland und dem Ausland sowie Dienstreisen im Ausland. Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, gelten die Regelungen für innerdeutsche Dienstreisen auch für internationale Reisen. Dies betrifft insbesondere die Auswahl und Genehmigung der Reisemittel (auch Visa-Beschaffung). Die zur Genehmigung einer Auslandsdienstreise Berechtigten sind verpflichtet, sich über die aktuelle Sicherheitslage zu informieren und diese bei der Beurteilung der Notwendigkeit der Reise zu berücksichtigen. Die Mitarbeiter sind verpflichtet, sich über die aktuellen Sicherheitsempfehlungen zu informieren. Die Exportkontrollrichtlinie des Unternehmens ist bei Reisen ins Ausland zwingend einzuhalten. Die Mitarbeiter haben die Pflicht, sich über den Inhalt der jeweils gültigen Exportkontrollrichtlinie zu informieren.

3.6 Benutzte und nicht benutzte Reisemittel, Reisekostenvorschuss

Stornierungen von Reiseleistungen und Rückgaben nicht genutzter Reisemittel sind vom Reisenden unverzüglich durchzuführen. Nicht genutzte Reisemittel (Fahrscheine, Flugticket, etc.) sind zur Gutschrift zurückzugeben. Verbrauchte Reisemittel (Fahrscheine, Flugtickets, Bordkartenabschnitte etc.) sind auch dann, wenn keine Erstattung zu erwarten ist, an die Reisekostenabrechnungsstelle entweder mit der Reisekostenabrechnung oder unter Beifügung des Reiseantrags zurückzugeben, um eine Zuordnung zu einer bestimmten Reise zu ermöglichen. Soweit dem Reisenden eine vom Unternehmen vermittelte kostenlose Kreditkarte mit einem Zahlungsziel von mind. 28 Tagen zur Bezahlung der Reisemittel bzw. Reiseauslagen zur Verfügung steht, werden Vorschüsse nur noch in begründeten Ausnahmefällen in angemessener Höhe gezahlt. Diese Kreditkarten sind ausschließlich für dienstliche Auslagen zu nutzen.

3.7 Reisedienstleistungen und Aufwendungsersatz

Der Mitarbeiter bezahlt die während der Reise anfallenden Rechnungen für Mietwagen, Hotelübernachtungen etc. mit seiner Kreditkarte. Alle Rechnungen müssen auf den Namen des Unternehmens und die Firmenanschrift ausgestellt werden und auch den Namen des Reisenden enthalten, um den Vorsteuerabzug zu ermöglichen. Unvollständige Rechnungen werden zwecks Nachbesserung an den Reisenden zurück gesandt. Die Erstattungsbeträge werden ausschließlich auf das vom Mitarbeiter angegebene Gehaltskonto überwiesen. Wird die Reisekostenabrechnung nicht spätestens sechs Monate nach Beendigung der Reise vorgelegt, entfällt der Anspruch auf Erstattung.

4. Fahr- und Flugkosten

Bei Benutzung eines genehmigten Verkehrsmittels werden die notwendigen Fahrt- und Flugkosten in der tatsächlich entstandenen Höhe erstattet.

4.1 Bahnreisen

Bei Reisen mit der Bahn wird die Nutzung der 2. Wagenklasse empfohlen. In begründeten Fällen ist die Genehmigung der 1. Wagenklasse möglich. Dies gilt insbesondere, wenn die Bahn als Alternative zur Vermeidung teurerer Flugreisen eingesetzt wird. Vielfahrern kann bei nachgewiesener Wirtschaftlichkeit eine BahnCard zur Verfügung gestellt werden.

4.2 Flugreisen

Flugreisen sind im Hinblick auf ausgehandelte Konditionen über das Online-Portal zu buchen. Der Mitarbeiter ist gehalten, einen Flug aus der Liste der Rahmenvertragspartner (Preferred Carrier List) zu buchen. Eine Nutzung des Flugzeugs ist nur zulässig, wenn sie zu einer erheblichen Zeit und Kosteneinsparung führt und die Reisezeit mit dem schnellsten Alternativ-Reisemittel (z.B. Bahn oder Mietwagen) 4 Stunden überschreitet oder wenn dienstliche Gründe es im Einzelfall erfordern. Nationale und innereuropäische Flugreisen sind zum günstigsten verfügbaren Flugpreis grundsätzlich in der Economy Class zu buchen. Sie sind daher möglichst früh zu planen. Bei Interkontinental-Reisen und außereuropäischen Flügen kann die Benutzung der Business Class genehmigt werden. Warte- bzw. Umsteigezeiten sind bis zu 3 Stunden zumutbar, wenn hierdurch eine angemessene Kosteneinsparung erzielt werden kann.

Vielflieger-Programme (wie z.B. Miles & More) dürfen die Wahl des Beförderungsmittels nicht beeinflussen. Leistungen aus diesen Programmen, die aufgrund von Dienstreisen gewährt werden, darf der Mitarbeiter privat verwenden.

Sofern das Beförderungsunternehmen nicht von der Pauschalversteuerung Gebrauch macht, muss der Mitarbeiter die Leistungen aus diesen Programmen, die aufgrund von Dienstreisen gewährt werden, der Firma anzeigen. Die Firma führt in diesen Fällen die Lohnversteuerung durch, ggf. anfallende Lohnsteuer und Sozialversicherung (Arbeitnehmeranteil) trägt der Mitarbeiter.

4.3 Benutzung von Kraftfahrzeugen

Ist für die Dienstreise der Einsatz eines Kraftfahrzeuges erforderlich bzw. wirtschaftlich, so sind grundsätzlich zunächst dem Mitarbeiter vom Unternehmen zur Verfügung gestellte Fahrzeuge zu nutzen (Geschäfts-, Firmenfahrzeuge).

Mietwagen sollten in Anspruch genommen werden, wenn die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel nicht möglich oder unwirtschaftlich ist. Sie sind über das Online-Portal bei den Vertragsfirmen des Unternehmens anzumieten. In der Regel sind Fahrzeuge bis zur Fahrzeuggruppe C zu buchen. Hierbei sind Fahrzeuge mit Dieselmotoren aus Kostengründen vorzuziehen. Höhere Wagengruppen sind zu begründen und vom Vorgesetzten auf der Reisekostenabrechnung zu genehmigen.

Wird ein Mietwagen in Anspruch genommen, sind die Wagenmiete und die Kraftstoffkosten erstattungsfähig.

Mietwagen dürfen nur mit gültigem Führerschein angemietet und gefahren werden. Die Vorgesetzten sind aufgefordert, das Vorhandensein und die Gültigkeit des Führerscheins zu überprüfen. Bei Übernahme des Mietwagens ist der Führerschein dem Vermieter vorzulegen, auch wenn in Ausnahmefällen das Mietfahrzeug von einer beauftragten Person übernommen wird.

Mietwagen werden vollgetankt übergeben und sind auch wieder vollgetankt zurückzugeben. Ist dies ausnahmsweise nicht möglich, werden durch den Betankungsservice der Mietwagenstation entstehende Mehrkosten nur erstattet, wenn sie ausreichend begründet und vom Vorgesetzten / Kostenverantwortlichen anerkannt sind. Schäden am Fahrzeug sind dem Vermieter unverzüglich anzuzeigen. Der Fahrer erhält vom Vermieter eine Schadensmeldung, die an das Mietwagenunternehmen unverzüglich zurückzusenden ist. Eine Kopie ist der Reisestelle zur Verfügung zu stellen. Im Schadensfall wird vom Vermieter eine Selbstbeteiligung erhoben. Schadensfälle werden in Zusammenarbeit mit der Versicherungsabteilung abgewickelt.

Private Kraftfahrzeuge können für Dienstreisen genutzt werden, wenn öffentliche Verkehrsmittel oder Mietwagen aus zeitlichen, wirtschaftlichen oder anderen Gründen nicht in Betracht kommen. Bei genehmigter Benutzung des privaten Kraftfahrzeuges erhält der Mitarbeiter unabhängig von Fabrikat und Größe des Fahrzeuges eine Kilometerpauschale. Mit dieser Pauschale sind sämtliche Betriebskosten abgegolten. 

4.4 Sonstige Verkehrsmittel

Die Nutzung von Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennahverkehrs ist die Regel. Taxikosten sind

nur erstattungsfähig, wenn deren Nutzung wirtschaftlicher ist. Aufgrund erhöhter Unfallgefahr und versicherungsrechtlicher Aspekte dürfen private Motorräder oder Motorroller nicht für Dienstreisen genutzt werden.

4.5 Verpflegungskosten

Verpflegungskosten werden pauschal erstattet. Die Pauschalbeträge im In- und Ausland und die erforderliche Mindestabwesenheitsdauer sind in den Anlagen 2.1.1 und 2.3 enthalten.

Bei Dienstreisen am Ort der regelmäßigen Arbeitsstätte (politische Gemeinde) wird kein Verpflegungsmehraufwand gezahlt. Bei mehreren Dienstreisen an einem Kalendertag ist jede Dienstreise für sich zu betrachten. Wird eine Dienstreise nach 16 Uhr angetreten und vor 8 Uhr

am nächsten Kalendertag beendet, ohne dass eine Übernachtung stattfindet, sind die Abwesenheitszeiten beider Kalendertage zusammenzufassen. Werden dem Reisenden vom Unternehmen oder von Dritten auf dessen Veranlassung Mahlzeiten kostenlos zur Verfügung gestellt, so erfolgt eine Bewertung im Rahmen der Lohnsteuerrichtlinien. Diese Mahlzeiten sind im Rahmen der Reisekostenabrechnung immer anzugeben, damit die steuerrechtlichen Vorschriften Anwendung finden.

5. Übernachtungskosten

Für Übernachtungen sind die vom Einkauf vertraglich vereinbarten Preise maßgebend. Müssen Hotelbuchungen erfolgen, für die keine gesonderten Vereinbarungen bestehen, so ist nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verfahren. Die Kosten der Übernachtung können pauschal oder nach Beleg abgerechnet werden.

5.1 Hotels, Bildungs- und Tagungsstätten

Hotels, Bildungs- und Tagungsstätten sind wenn möglich über das Online-Portal zu buchen. Im Inland ist der in Anlage 2.2 genannte Höchstbetrag einzuhalten. In begründeten Fällen (z.B. Kapazitätsengpässe, Messezeiten) kann davon abgewichen werden. Hotelrechnungen müssen auf den Namen des Unternehmens ausgestellt werden und auch den Namen des Reisenden enthalten, um den  Vorsteuerabzug zu ermöglichen. Ist die Hotelübernachtung nicht nachweislich durch den Arbeitgeber veranlasst und weist die Hotel-Rechnung den Preis für das Frühstück gesondert aus, werden nur die Übernachtungskosten erstattet.

Der Preis für das Frühstück ist mit den Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen abgegolten. Ist in der Hotelrechnung nur ein Gesamtpreis für Unterkunft und Frühstück ausgewiesen und lässt sich der Preis für das Frühstück nicht feststellen, so ist der Gesamtpreis zur Ermittlung der Übernachtungskosten um den jeweils gültigen steuerlichen Pauschalbetrag zu kürzen.

5.2 Pauschale Erstattung

Eine pauschale Erstattung setzt voraus, dass dem Reisenden tatsächlich Kosten entstanden sind. Die

Vorlage von Einzelbelegen ist nicht erforderlich. Die Pauschalbeträge im In- und Ausland sind in den

Anlagen 0 und 2.3 enthalten. Für die Dauer der Benutzung von Beförderungsmitteln wird kein pauschales Übernachtungsgeld gezahlt.

6. Nebenkosten

Soweit sie nicht schon durch andere Erstattungsregelungen mit erfasst werden, sind anlässlich von

Dienstreisen folgende dienstlich veranlasste Nebenkosten gegen Nachweis der Auslagen erstattungsfähig:

· Kosten für Gepäckaufbewahrung; 

· Kosten für Gepäckbeförderung, soweit die Mitnahme als Handgepäck nicht zumutbar war;

· dienstlich bedingte Porto- und Telekommunikationskosten; 

· Eintrittsgelder für Ausstellungen und Messen; 

· Parkplatz- bzw. Garagengebühren

Weitere reisebedingte Aufwendungen können bei Vorlage von Belegen mit Genehmigung des  Vorgesetzten bzw. Kostenstellenverantwortlichen erstattet  werden.

7. Nicht erstattungsfähige Reisekosten

Nicht erstattungsfähige Reisekosten sind solche, die zwar im Zuge einer Dienstreise entstehen können, jedoch dem Grunde nach privaten Ursprungs sind. Dazu gehören z. B. private Telefonate, Pay-TV, Minibar, Kleiderreinigung etc. Trinkgelder werden ebenfalls nicht erstattet; sie sind mit den Pauschalsätzen abgegolten.

8. Ergänzende Regelungen bei Auslandsdienstreisen

8.1 Allgemeines

Für Auslandsdienstreisen, die nicht länger als einen Kalendertag dauern, gilt der Pauschalbetrag, der für die letzte Tätigkeitsstätte im Ausland maßgebend ist. Bei Dienstreisen vom Inland in das Ausland bestimmt sich der Pauschalbetrag nach dem Ort, den der Dienstreisende vor 24 Uhr Ortszeit zuletzt erreicht hat. Für stundenweise Dienstreisen ins Ausland und für Rückreisetage aus dem Ausland in das Inland ist der Pauschalbetrag des letzten Tätigkeitsortes im Ausland maßgebend. Bei Flugreisen gilt das Zielland zu dem Zeitpunkt als erreicht, in dem das Flugzeug dort landet. Zwischenlandungen

in anderen Ländern bleiben unberücksichtigt. Erstreckt sich eine Flugreise über mehr als zwei Kalendertage, so ist für die Tage, die zwischen dem Tag des Abfluges und dem Tag der Ankunft liegen, der für Österreich geltende Pauschalbetrag einzusetzen.

8.2 Nebenkosten

Zusätzlich zu den in Abschnitt 1.6 genannten Nebenkosten werden anlässlich einer  Auslandsdienstreise folgende Auslagen erstattet:

· Auslagen für notwendige Impfungen, soweit diese nicht durch die Krankenkasse oder Beihilfe gedeckt sind; 

· Kosten für Kleiderreinigung bei Auslandsdienstreisen über eine Woche Dauer, jedoch steuerpflichtig;

· Visa-Gebühren; 

· Umtauschgebühren; 

· Flughafengebühren;

· amtliche Ausstellungsgebühren für einen Reisepass bei passpflichtigen Ländern; 

· amtliche Ausstellungsgebühren für einen internationalen Führerschein (sofern ein solcher im jeweiligen Land vorgeschrieben und z.B. für Mietwagennutzung erforderlich ist).

8.3 Mehrwertsteuer

Mehrwertsteuer (Umsatzsteuer) in Rechnungen aus Ländern der Europäischen Union und weiterer Drittländer kann im Wege des "Vergütungsverfahrens" von der Finanzverwaltung des jeweiligen Landes zurückgefordert werden. Der Mitarbeiter hat darauf zu achten, dass Rechnungen im Rahmen von Auslandsdienstreisen auch das Unternehmen als Rechnungsempfänger enthalten, um die Erstattungsfähigkeit der ausländischen Mehrwertsteuer durch die ausländische Finanzverwaltung zu ermöglichen. Der Mehrwertsteuerbetrag (oder zumindest der Steuersatz) muss in der Rechnung gesondert angegeben sein.

9. Abrechnung, Prüfung und weitere Bearbeitung der Reisekostenabrechnung

Nach Abschluss der Dienstreise wird der bis dahin beim Reisenden verbliebene Reiseauftrag um die zur Reisekostenabrechnung erforderlichen Angaben und Belege ergänzt.

Die vom Reisenden und vom Vorgesetzten unterschriebene Reisekostenabrechnung ist zusammen mit den Belegen der Reisestelle zur Prüfung vorzulegen. Reisekosten werden ausschließlich von der Reisestelle zur Zahlung bzw. Überweisung angewiesen. Abrechnungen der Dienstreisen von Außendienstmitarbeitern im In- und Ausland sind vom zuständigen Vorgesetzten zu genehmigen.

9.1 Messeabrechnungen

Teilnehmer an Messen legen ihre Messeabrechnung der Reiseabrechnung bei. Die Messeabrechnung wird nicht mit den Reisekosten ausbezahlt, sondern nach Prüfung durch die Reisestelle an das Personalrechnungswesen weitergeleitet. Dort erfolgt die Auszahlung und Lohnversteuerung über die nächste Gehaltsabrechnung. Zeitgutschriften auf der Messeabrechnung werden ebenfalls berücksichtigt.

9.2 Geltendmachung und Ausschlussfrist

Reisekosten sind spätestens innerhalb 4 Wochen nach Beendigung der Reise anzuzeigen. Die Ausschlussfrist für die Geltendmachung beträgt 6 Monate.

Zum Jahresende ist es wegen des Jahresabschlusses erforderlich, dass alle Reisekostenabrechnungen für das jeweils letzte Geschäftsjahr bis spätestens 15. Januar des Folgejahrs vorliegen.

9.3 weitere Bearbeitung der Reisekostenabrechnung (Privat Pkw)

Fallen bei einer Dienstreise ausschließlich Aufwendungen für die Benutzung eines privaten Pkw an, so gilt für diese dienstlich veranlasste Fahrt ein vereinfachtes Genehmigungs- und Abrechnungsverfahren über das Formular „Privat-PKW-Nutzung“.

Für Fahrten und Aufenthalte an verschiedenen Standorten des Firmensitzes wird kein Verpflegungsmehraufwand erstattet.

Die Abrechnungen werden von der Reisestelle geprüft und erfasst. Die Erstattung erfolgt per Überweisung auf die gespeicherte Bankverbindung des Reisenden.

9.4 Belege

Die Belege müssen den Namen und die Anschrift des Unternehmens und den Namen des reisenden Mitarbeiters/der reisenden Mitarbeiterin enthalten. Steht kein Originalbeleg zur Verfügung, ist ein Eigenbeleg erforderlich (z. B. für Geschäftstelefonate oder Parkgebühren).

Die Belege für die Verkehrsmittel, die der Firmenreiseservice gebucht hat, wie Flugtickets, Bahnfahrkarten, Platzreservierungen etc., sind ebenfalls der Reisekostenabrechnung beizufügen. Wird bei der Dienstreise ein Mietwagen oder ein Firmenfahrzeug benutzt, sind die Tankbelege beizufügen.

10. Allgemeine Hinweise für alle Mitarbeiter

Gemäß dieser Reiserichtlinie sind ausschließlich Dienstreisen abrechenbar, die (einschließlich Unterbrechungen durch Wochenenden und Feiertage) maximal 14 Tage dauern. Diesen Zeitraum überschreitende Dienstreisen erfordern eine spezielle Abstimmung mit der Reisestelle. Für bestimmte Anlässe (z. B. Messen) oder Mitarbeitergruppen (z. B. Außendienstmitarbeiter) können von dieser allgemeinen Reiserichtlinie abweichende Regelungen getroffen werden. Eine wiederholte Gewährung von Leistungen während Dienstreisen begründet keinen Anspruch für die Zukunft.

Über alle lohnsteuer- und ggf. sozialversicherungspflichtigen Reisekosten-Erstattungsbeträge erhalten die Innendienstmitarbeiter pro Reisekostenabrechnung sowie die Außendienstmitarbeiter pro Monat ein Abrechnungsprotokoll zur Information. Bei Versicherungsfragen (z. B. versicherte Risiken) und zur Abwicklung von Schadensfällen wenden Sie sich bitte an die Reisestelle. Fragen zur Dienstwagenregelung beantworten die Personalabteilung. 

11. Schlussbemerkungen

11.1 Inkrafttreten

Diese Reiserichtlinie tritt ab dem <Datum> in Kraft. Sie ersetzt die bisher im Geltungsbereich bestehenden Richtlinien. Anweisungen zur vorherigen Reiserichtlinie, die den Bestimmungen dieser Richtlinie nicht entgegenstehen, behalten ihre Gültigkeit.

Ort, Datum 
Unterschrift
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